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der Fürsorge- und Schutzmaßnahmen zu­
ständig sind, erstattet. Das gilt nicht, so­
weit sich aus speziellen Rechtsvorschriften 
ergibt, daß diese Aufwendungen auf an­
dere Weise beglichen werden.

Anmerkung: Vgl. Anm. zu § 8 Abs. 1 die­
ser VO.

(3) Die Räte der Kreise, Stadtbezirke, 
Städte und Gemeinden haben gegenüber 
dem Beschuldigten ein Rückgriffsrecht in 
Höhe der gemäß Abs. 2 erstatteten Auf­
wendungen. Der Anspruch ist unverzüglich 
nach Erstattung der Aufwendungen geltend 
zu machen. Das Rückgriffsrecht ist ausge­
schlossen, soweit dem Beschuldigten ein 
Entschädigungsanspruch gemäß Abs. 1 
Satz 2 zuerkannt wurde. Für die Einzie­
hung der Aufwendungen gelten die Rechts­
vorschriften über die Vollstreckung wegen 
Geldforderungen der Staatsorgane und 
staatlichen Einrichtungen.

Anmerkung: Z. Z. gilt die VO vom
6.12.1968 über die Vollstreckung wegen 
Geldforderungen der Staatsorgane und 
staatlichen Einrichtungen (GBl. II 1969 Nr. 6 
S.61).

§9
Weiterer Anwendungsbereich
(1) Zur Gewährleistung von Fürsorge- und 
Schutzmaßnahmen bei Verhaftungen oblie­
gen dem Staatsanwalt gemäß § 16 Abs. 1 
des Gesetzes vom 7. April 1977 über die 
Staatsanwaltschaft der Deutschen Demo­
kratischen Republik (GBl. I Nr. 10 S. 93) und 
§ 129 der Strafprozeßordnung die gleichen 
Aufgaben und Befugnisse wie den Unter­
suchungsorganen.
(2) Die Bestimmungen dieser Verordnung 
gelten entsprechend, wenn infolge der vor­
läufigen Festnahme eines Beschuldigten, 
der Verhaftung eines Angeklagten oder des 
Vollzuges einer Strafe mit Freiheitsentzug 
Fürsorge- und Schutzmaßnahmen notwen­
dig sind.
(3) Bei Fürsorge- und Schutzmaßnahmen, 
die während des Vollzuges von Strafen mit 
Freiheitsentzug erforderlich werden, haben 
die zuständigen Strafvollzugseinrichtungen 
und Jugendhäuser die gemäß den §§ 4 bis 7 
zuständigen staatlichen Organe um die 
Durchführung der notwendigen Maßnah­
men zu ersuchen und die weiteren sich dar­
aus ergebenden Aufgaben wahrzunehmen.

§10
Beschwerde
(1) Gegen Entscheidungen und Maßnahmen 
der staatlichen Organe, die gemäß den §§ 4 
bis 7 für die Durchführung von Fürsorge- 
und Schutzmaßnahmen zuständig sind, so­
wie gegen Entscheidungen bei der Erstat­
tung von Aufwendungen und der Aus­
übung des Rückgriffsrechts gemäß § 8 Ab­
sätze 2 und 3 kann Beschwerde eingelegt 
werden. Der von der Entscheidung oder 
Maßnahme Betroffene ist über das Be­
schwerderecht zu belehren.
(2) Soweit das Beschwerdeverfahren nicht 
in speziellen Rechtsvorschriften anderwei­
tig geregelt wird, ist die Beschwerde 
mündlich oder schriftlich unter Angabe der 
Gründe innerhalb von 2 Wochen nach Be­
kanntgabe der Entscheidung oder Maß­
nahme bei dem staatlichen Organ einzule­
gen, das die Entscheidung oder die Maß­
nahme getroffen hat Uber die Beschwerde 
ist innerhalb 1 Woche nach ihrem Eingang 
zu entscheiden. Wird der Beschwerde nicht 
oder nicht in vollem Umfange stattgegeben, 
ist sie innerhalb dieser Frist mit einer Stel­
lungnahme,
1. soweit sie sich gegen die Entscheidung 

oder die Maßnahme des Rates einer Ge­
meinde, eines Stadtbezirkes oder einer 
Stadt richtet
dem Rat des Kreises,

2. soweit sie sich gegen die Entscheidung 
oder die Maßnahme des Fachorgans 
eines örtlichen Rates richtet,
dem zuständigen Fachorgan des über­
geordneten Rates 

zuzuleiten. Der Einreicher der Beschwerde 
ist von der Weiterleitung der Beschwerde 
zu unterrichten. Der Rat des Kreises oder 
das zuständige Fachorgan des übergeord­
neten Rates haben innerhalb weiterer 
2 Wochen endgültig über die Beschwerde zu 
entscheiden.
(3) Kann in Ausnahmefällen eine Entschei­
dung innerhalb der Frist nicht getroffen 
werden, ist rechtzeitig ein Zwischenbe­
scheid unter Angabe der Gründe sowie des 
voraussichtlichen Entscheidungstermins zu 
geben.
(4) Die Beschwerde hat keine aufschie­
bende Wirkung. Bis zur endgültigen Ent­
scheidung über die Beschwerde kann das 
für die Entscheidung zuständige Organ die 
Durchführung der angefochtenen Entschei­
dung oder Maßnahme aussetzen.
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